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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 11. April 1967 

II/ 1 — 68040— 5335/67 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Durchführungsgesetzes 
EWG Milch und Milcherzeugnisse und des 
Durchführungsgesetzes EWG Getreide 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 307. Sitzung am 7. April 1967 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. Er ist der An- 
sicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universiläts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Durchführungsgesetzes EWG Milch und Milch- 
erzeugnisse und des Durchführungsgesetzes EWG Getreide 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Durchführungsgesetz EWG Milch und Milch- 
erzeugnisse vom 28. Oktober 1964 (Bundesgesetzbl. I 
S. 821), zuletzt geändert durch die Finanzgerichts- 
ordnung vom 6. Oktober 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1477), wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 wird der Punkt durch ein Kom- 
ma ersetzt. 

b) Folgende Nummer 4 wird angefügt: 

„4. bestimmen, daß die Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle die Abschöpfungssätze auf An- 
trag in der Einfuhrlizenz festsetzt, soweit 
dies in Verordnungen des Rates oder 
der Kommission zugelassen ist." 

2. § 4 erhält folgende Fassung: 

„§ 4 

(1) Die Einfuhr- oder Ausfuhrlizenz nach 
der Verordnung Nr. 13/64/EWG und den dazu 
vom Rat oder der Kommission erlassenen Vor- 
schriften ist für Erzeugnisse nach Artikel 1 
Abs. 2 Buchstaben b bis e der Verordnung Nr. 
13/64/EWG die Einfuhr- oder Ausfuhrgenehmi- 
gung nach dem Außenwirtschaftsgesetz. 

(2) Auf die Einfuhr- und die Ausfuhrlizenz 
finden die Vorschriften des Außenwirtschafts- 
gesetzes und die dazu ergangenen Rechtsvor- 
schriften Anwendung, soweit sich nicht aus Ver- 
ordnungen des Rates oder der Kommission etwas 
anderes ergibt oder dieses Gesetz und die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverord- 
nungen nicht etwas anderes bestimmen. 

(3) Ist vor Erteilung der Einfuhr- oder Aus- 
fuhrlizenz eine Kaution erforderlich, so ist diese 
durch Hinterlegung einer Geldsumme zugunsten 
oder durch Bankbürgschaft gegenüber der Bun- 
desrepublik Deutschland zu leisten. Die Kaution 
wird von der Einfuhr- und Vorratsstelle verwal- 
tet. 

(4) Der Bundesminister bestimmt durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, die Höhe der Kaution im 


Rahmen der hierzu vom Rat oder der Kommis- 
sion erlassenen Verordnungen. 

(5) Für die Entscheidung über den Verfall 
der Kaution ist die Einfuhr- und Vorratsstelle 
zuständig. Die Kaution verfällt zugunsten der 
Bundesrepublik Deutschland." 

3. § 8 Abs. 2 wird gestrichen. 

4. Nach § 8 wird folgender § 8 a eingefügt: 

»§ 8 a 

(1) In öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten über 
die Festsetzung von Abschöpfungssätzen in Ein- 
fuhrlizenzen (§ 3 Abs. 3 Nr. 4) sowie über Er- 
stattungen (§ 8) ist der Finanzrechtsweg gege- 
ben; an die Stelle des Finanzamtes tritt dabei 
die Einfuhr- und Vorratsstelle. Für das außer- 
gerichtliche Vorverfahren gelten die Vorschriften 
der §§ 228 bis 259 der Reichsabgabenordnung mit 
der Maßgabe sinngemäß, daß als außergericht- 
licher Rechtsbehelf der Einspruch gegeben ist 
und an die Stelle des Finanzamtes die Einfuhr- 
und Vorratsstelle tritt. 

(2) Ist der in einem Abschöpfungsbescheid 
der Zollstelle zugrunde gelegte Abschöpfungs- 
satz in einem Verfahren nach Absatz 1 geändert 
worden, so wird der Abschöpfungsbescheid von 
Amts wegen von der Zollstelle durch einen neuen 
Bescheid ersetzt. § 146 a Abs. 2 Satz 1 der 
Reichsabgabenordnung gilt sinngemäß. 

(3) Liegen der Festsetzung von Abschöpfungs- 
beträgen Entscheidungen zugrunde, die in der 
Einfuhrlizenz getroffen sind, so kann die Fest- 
setzung des Abschöpfungsbetrages in dem Ab- 
schöpfungsbescheid der Zollstelle nicht mit der 
Begründung angefochten werden, daß die in der 
Einfuhrlizenz getroffene Entscheidung unzutref- 
fend sei. Dieser Einwand kann nur in dem Ver- 
fahren gegen die Festsetzung des Abschöpfungs- 
satzes in der Einfuhrlizenz erhoben werden." 


Artikel 2 

Das Gesetz zur Durchführung der Verordnung 
Nr. 19 (Getreide) des Rates der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft vom 26. Juli 1962 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 455), zuletzt geändert durch das Fünfte 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Durchfüh- 
rung der Verordnung Nr. 19 (Getreide) des Rates 
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der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 

29. Juni 1966 (Bundesgesetzbl. I S. 397), wird wie 

folgt geändert: 

1. § 4 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Einfuhr- oder Ausfuhrlizenz nach der 
Verordnung Nr. 19 (Getreide) des Rates der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 

4. April 1962 (Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften S. 933) und den dazu sowie zu der 
Verordnung Nr. 13/64/EWG (Milch und Milch- 
erzeugnisse) des Rates vom 5. Februar 1964 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 

5. 549) vom Rat oder der Kommission erlassenen 
Vorschriften ist für Erzeugnisse nach Artikel 1 
der Verordnung Nr. 19 und für Erzeugnisse 
nach Artikel 1 Abs. 2 Buchstabe f der Verord- 
nung Nr. 13/64/EWG die Einfuhr- oder Ausfuhr- 
genehmigung nach dem Außenwirtschaftsgesetz." 

2. § 6 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Abschöpfungssätze für die Erzeugnisse nach 
§ 4 Abs. 1 werden von der Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle nach Maßgabe der Verordnungen Nr. 
19 und Nr. 13/64/EWG sowie den dazu vom Rat 
oder der Kommission erlassenen Bestimmungen 
und den dazu erlassenen innerstaatlichen Vor- 
schriften errechnet und geändert." 

3. In § 7 Abs. 1 werden die Worte „§ 6 Abs. 1 
Satz 1" durch die Worte „§ 4 Abs. 1" ersetzt. 

4. In § 8 Nr. 1 werden die Worte „nach dem Arti- 
kel 19 Abs. 2 und Artikel 20 Abs. 2 der Ver- 
ordnung Nr. 19 sowie nach den Artikeln 9 bis 11 
der Verordnung Nr. 166/64/EWG für die in § 6 
Abs. 1 Satz 1 genannten Erzeugnisse" durch die 
Worte „für die Ausfuhr von Erzeugnissen nach 
§ 4 Abs. 1," ersetzt. 

5. § 10 erhält folgende Fassung: 

„§ 10 

(1) In öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten über 
die Festsetzung von Abschöpfungssätzen und 


Prämien in Einfuhrlizenzen (§ 6 Abs. 3) sowie 
über Erstattungen (§ 8) ist der Finanzrechtsweg 
gegeben; an die Stelle des Finanzamtes tritt da- 
bei die Einfuhr- und Vorratsstelle. Für das außer- 
gerichtliche Vorverfahren gelten die Vorschriften 
der §§ 228 bis 259 der Reichsabgabenordnung 
mit der Maßgabe sinngemäß, daß als außerge- 
richtlicher Rechtsbehelf der Einspruch gegeben 
ist und an die Stelle des Finanzamtes die Ein- 
fuhr- und Vorratsstelle tritt. 

(2) Ist der in einem Abschöpfungsbescheid der 
Zollstelle zugrunde gelegte Abschöpfungssatz in 
einem Verfahren nach Absatz 1 geändert wor- 
den, so wird der Abschöpfungsbescheid von 
Amts wegen von der Zollstelle durch einen 
neuen Bescheid ersetzt. § 146 a Abs. 2 Satz 1 
der Reichsabgabenordnung gilt sinngemäß. 

(3) Liegen der Festsetzung von Abschöpfungs- 
beträgen Entscheidungen zugrunde, die in der 
Einfuhrlizenz getroffen sind, so kann die Fest- 
setzung des Abschöpfungsbetrages in dem Ab- 
schöpfungsbescheid der Zollstelle nicht mit der 
Begründung angefochten werden, daß die in der 
Einfuhrlizenz getroffene Entscheidung unzutref- 
fend sei. Dieser Einwand kann nur in dem Ver- 
fahren gegen die Festsetzung des Abschöpfungs- 
satzes in der Einfuhrlizenz erhoben werden." 

6. § 10 a wird gestrichen. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlassen 
werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


Durch die Verordnungen Nr. 214/66/EWG, Nr. 215/ I 
66/EWG und Nr. 216/66/EWG vom 14. Dezember 
1966 (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 

5. 3961 ff.) hat der Ministerrat der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft eine Neuregelung für 
Milch-Mischfuttermittel, Milchpulver für Futter- 
zwecke und Getreide-Mischfuttermittel getroffen. 
Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnungen am 

6. März 1967 tritt die Verordnung Nr. 166/64/ 
EWG über Mischfuttermittel vom 30. Oktober 1964 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
S. 2747), die in den nationalen EWG-Durchführungs- 
gesetzen für Milch und Milcherzeugnisse sowie für 
Getreide berücksichtigt ist, außer Kraft. Die Durch- 
führungsgesetze müssen daher der neuen EWG-Re- 
gelung angepaßt werden. 

Zu Artikel 1 

(Änderungen des Durchführungsgesetzes EWG 
Milch und Milcherzeugnisse) 

Zu Nummer 1 

Nach Artikel 13 der Verordnung Nr. 215/66/EWG 
sind die Mitgliedstaaten ermächtigt, bei Milchpulver 
für Futterzwecke den Abschöpfungsbetrag im vor- 
aus festzusetzen. Zum Erlaß der nationalen Durch- 
führungsvorschriften ist die Ergänzung der in § 3 
Abs. 3 enthaltenen Ermächtigungen notwendig; zu 
diesem Zweck soll in § 3 Abs. 3 die vorgesehene 
Nummer 4 eingefügt werden. 

Zu Nummer 2 

Nach Artikel 14 der Verordnung Nr. 215/66/EWG 
darf Milchpulver für Futterzwecke nur mit einer 
Ausfuhrlizenz ausgeführt werden, deren Erteilung 
von einer Kaution abhängig ist. Dementsprechend 
soll § 4 des Durchführungsgesetzes EWG Milch und 
Milcherzeugnisse neugefaßt werden. 

Zu Nummern 3 und 4 

Die Neufassung der Vorschrift über den Rechtsweg 
ist im Hinblick auf Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe b die- 
ses Gesetzes erforderlich. Danach kann bestimmt 
werden, daß, soweit dies in Verordnungen des Rates 
oder der Kommission zugelassen ist, die Abschöp- 
fungssätze auf Antrag im voraus in der Einfuhr- 


lizenz festgesetzt werden. Für diese Vorausfestset- 
zungen soll ebenso wie schon bisher für Erstattun- 
gen der Finanzrechtsweg eröffnet werden. Diese 
Vorschrift entspricht Artikel 2 Nr. 5 und 6 des vor- 
liegenden Gesetzentwurfs und den Vorschriften 
der §§ 5 und 6 des Durchführungsgesetzes EWG 
Reis. 

Zu Artikel 2 

(Änderungen des Durchführungsgesetzes EWG 
Getreide) 

Zu Nummern 1 bis 4 

Die Änderungen des § 4 Abs. 1, § 6 Abs. 1 Satz 1, 
§ 7 Abs. 1 und § 8 Nr. 1 sind wegen der Neuregelung 
für Mischfuttermittel durch die Verordnungen Nr. 
214/66/EWG, Nr. 215/66/EWG und Nr. 216/66/EWG 
und die damit verbundene Aufhebung der Verord- 
nung Nr. 166/64/EWG notwendig. In den genannten 
Vorschriften des Durchführungsgesetzes EWG Ge- 
treide muß insbesondere die Bezugnahme auf die 
Verordnung Nr. 166/64/EWG entfallen. 

Zu Nummern 5 und 6 

Durch die Neufassung des § 10 sollen die bisherigen 
§§ 10 und 10 a ohne inhaltliche Änderung zur ge- 
setzestechnischen Bereinigung zusammengefaßt wer- 
den. Die Neufassung entspricht auch dem in Arti- 
kel 1 Nr. 4 dieses Gesetzentwurfes vorgesehenen 
§ 8 a des Durchführungsgesetzes EWG Milch und 
Milcherzeugnisse. 


Zu Artikel 3 
übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 4 

Das Gesetz soll im Hinblick auf die bereits anzu- 
wendenden Verordnungen Nr. 214/66/EWG, 215/66/ 
EWG und 216/66/EWG am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft treten. 

Bund, Ländern und Gemeinden entstehen aus der 
Ausführung dieses Gesetzes keine zusätzlichen 
Kosten. 
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